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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Der Ständerat befand wenige Tage später zwar, die dringlichen Massnahmen seien kein
Wundermittel gegen den Asylmissbrauch, lehnte aber dennoch mit 32 zu 7 Stimmen
einen Nichteintretensantrag Brunner (sp, GE) ab. Kritische Stimmen bezüglich der
Einführung von Notrecht kamen dabei ausnahmsweise nicht nur von linker, sondern
vereinzelt auch von freisinniger Seite. Damit beuge man sich dem Druck gewisser
Demagogen und einschlägiger Presseerzeugnisse, monierte etwa der Tessiner Marty. Die
neuen Bestimmungen taugten gegen die anvisierten Missbräuche nicht, und sie gäben
ein falsches Signal, indem sie die Ausländer zu Schuldigen machten. Unnötig,
populistisch und gefährlich seien die Massnahmen, hieb der Neuenburger Béguin in die
gleiche Kerbe. Es sei die schlechteste Antwort auf die wirklichen Probleme. Diese
ortete Béguin vor allem in den zu langen Verfahren, die dazu führten, dass die
Menschen bei Vorliegen eines negativen Asylentscheides bereits integriert seien. In der
Detailberatung 
folgte die kleine Kammer in den wesentlichen Punkten Bundes- und Nationalrat. Bei
den ”Papierlosen” weichte er die Massnahme gegen vermuteten Missbrauch insofern
auf, als diese eine Frist von 48 Stunden erhalten sollen, um allenfalls versteckte Papiere
wieder zu beschaffen; erst dann werden sie (mit den oben erwähnten
flüchtlingsrechtlichen Garantien) vom regulären Verfahren ausgeschlossen. Auch diese
Bestimmung wurde sinngemäss ins revidierte Asylgesetz aufgenommen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.1998
MARIANNE BENTELI

Im Abstimmungskampf dominierte klar die Debatte um das Asylgesetz. Die Gegner,
neben den Grünen und der SP auch Gewerkschaften, kirchliche Organisationen,
Hilfswerke, Kulturschaffende sowie ein bürgerliches Nein-Komitee, machten geltend,
die Verschärfungen im Asyl- und Ausländerrecht bedeuteten einen Bruch mit der
humanitären Tradition der Schweiz und verstiessen gegen das Völkerrecht. Sie
kritisierten insbesondere die neue Bestimmung zu den Identitätspapieren und den
Sozialhilfestopp. Das Abstimmungsbüchlein des Bundesrates wurde als irreführend
beanstandet. Vier Nationalräte aus dem bürgerlichen Nein-Komitee, Marty (fdp, TI),
Ruey (lp, VD), Simoneschi (cvp, TI) und Zapfl (cvp, ZH) verlangten in einem Schreiben
eine öffentliche Stellungnahme und eine inhaltliche Präzisierung der Landesregierung.
Diese wies die Kritik zurück. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.08.2006
MARIANNE BENTELI

Hauptgegenstand der Differenzbereinigung im Ständerat war der Einsatz von Tasern.
Der Kommissionssprecher wies darauf hin, dass noch nicht bekannt sei, welche
Spätfolgen der Einsatz dieser Methode haben könnte, und dass die Waffe bereits zu
Todesfällen geführt habe; zudem hätten die Ergebnisse der Vernehmlassung gezeigt,
dass der Taser sehr umstritten sei. Eine Minderheit Kuprecht (svp, SZ) wollte hier aber
dem Nationalrat folgen. Damit der Ständerat seinen Beschluss in vollständiger Kenntnis
der Sachlage fassen könne, hielt Marty (fdp, TI) einen wissenschaftlichen Bericht über
die Folgen der Verwendung von Tasern für unabdingbar. Bundesrat Blocher empfahl im
Namen des Bundesrates ebenfalls, diese Bestimmung aufgrund der zahlreichen
Unsicherheiten abzulehnen. Mit 28 zu 11 Stimmen folgte der Rat dem Antrag der
Mehrheit. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2007
MARIANNE BENTELI

Ständerat Marty (fdp, TI), der sich vehement gegen die Aufnahme des
auswirkungsmässig noch kaum evaluierten Tasers ins Zwangsanwendungsgesetz gewehrt
hatte, reichte daraufhin ein Postulat ein, das den Bundesrat ersucht, einen
diesbezüglichen Bericht zu erstellen. Nachdem Bundesrätin Widmer-Schlumpf
zugesichert hatte, dass diese Überprüfung im Verordnungsentwurf bereits vorgesehen
sei, wurde das Postulat diskussionslos verabschiedet. 4

ANDERES
DATUM: 02.06.2008
MARIANNE BENTELI
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Kinder- und Jugendpolitik

Im Frühling begann der Ständerat die Diskussion des Entwurfes zu einer Totalrevision
des Kinder- und Jugendförderungsgesetz (KJFG), welchen der Bundesrat im
September 2010 präsentiert hatte. Durch diese Totalrevision soll den veränderten
gesellschaftlichen Gegebenheiten besser Rechnung getragen werden. Über das
Gesamtanliegen war sich die kleine Kammer einig und dieses wurde einstimmig
befürwortet – allerdings mit Änderungen am Entwurf des Bundesrates. Bei der
ausführlichen Grundsatzdebatte im Ständerat zeigte sich, dass die parlamentarischen
Interessenvertreter der grossen Jugendverbände – die Ständeräte Janiak (sp, BL), Marty
(fdp, TI) und Schwaller (cvp, FR) – um die finanzielle Unterstützung von Pfadi,
Jungwacht, Blauring und Cevi fürchteten. Ihre Einzelanträge für eine Besserstellung
dieser Vereine waren dennoch chancenlos. Bei den Beratungen im Nationalrat forderte
eine Minderheit Müri (svp, LU) Nichteintreten, mit der Begründung dass die Kinder- und
Jugendförderung eine kommunale und kantonale Aufgabe sei. Die Mehrheit folgte
dieser Argumentation nicht und beschloss mit 95 zu 37 Stimmen Eintreten. Ein
Minderheitenantrag Prelicz-Huber (gp, ZH), welcher die Festsetzung der Altersgrenze
für die Adressaten des Gesetzes von 25 auf 30 Jahre erhöhen wollte, wurde abgelehnt.
Einzig der Minderheitsantrag Häberli-Koller (cvp, TG), der die Bedingung im Gesetz
streichen wollte, dass Jugendaustauschorganisationen nur noch finanzielle
Unterstützung erhalten können, wenn sie mindestens 50 solche Austausche pro Jahr
realisieren, erhielt ausreichend Unterstützung aus dem bürgerlichen Lager. Der
Ständerat hielt bei der Differenzbereinigung in der Herbstsession jedoch an seiner
anfänglichen Einschätzung fest und lehnte es aus Effizienzgründen ab, auch sehr kleine
Austauschorganisationen, für die 50 Austausche nicht möglich sind, finanziell zu
unterstützen. Der Nationalrat hielt anschliessend nicht an seinem Einwand fest und
stimmte dem Gesetzesentwurf des Ständerats ebenfalls diskussionslos zu. Das neue
Kinder- und Jugendförderungsgesetz wurde in der Schlussabstimmung im Ständerat
einstimmig, im Nationalrat mit 141 zu 53 Stimmen angenommen. Mit dem Gesetz nicht
einverstanden war bis zum Schluss die SVP. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.09.2011
ANITA KÄPPELI
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